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Bedarfsgerecht

Impressum
Wir wünschen viel Spaß beim 
Lesen der 13. Ausgabe unse-
res Newsletters. Sie können die-
sen Newsletter direkt per E-Mail 
abonnieren. Gehen Sie dazu auf 
www.thomas-schnelle.nrw unter 
> Service > Newsletter. Dort ge-
ben Sie eine gültige E-Mailadres-
se und den angezeigten Code 
gegen Spam ein und bestätigen 
einmalig das Abo in der erhalte-
nen E-Mail. Ab sofort erhalten Sie 
den jeweils aktuellen Newsletter 
automatisch nach Erscheinen zu-
gemailt. 

Bernd Krückel MdL
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf
T: 0211 884 27 64
F: 0211 884 33 19

E: bernd.krueckel@landtag.nrw.de
W: bernd-krueckel.nrw

Thomas Schnelle MdL
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf
T: 0211 884 27 80
F: 0211 884 33 20

E: thomas.schnelle@landtag.nrw.de
W: thomas-schnelle.nrw

 Wohnen für Jung und Alt

Der Landtag hat zwei Initiati-
ven der NRW-Koalition zur 
Förderung von bedarfsge-

rechtem Wohnraum für alle Gene-
rationen beschlossen: Eine rückt 
Barrierefreiheit und Altersgerech-
tigkeit bei der öffentlichen Wohn-
raumförderung in den Fokus, eine 
hat die Neuausrichtung und Aus-
weitung des erfolgreichen Pro-
gramms „Jung kauft Alt“ zum Ziel. 
Dazu erklärt unser wohn- und 
baupolitischer Sprecher Fabian 
Schrumpf: 

„Wir möchten, dass die Menschen 
gerne in NRW wohnen – vor allem 
aber wollen wir, dass sie selbst ent-
scheiden, wie sie wohnen. Des-
halb ist für uns ,bedarfsgerecht‘ 
die Zauberformel einer wirksamen 
Wohnungspolitik. Und: Familien 
mit ihren Wünschen und Bedürf-
nissen – auch dem nach einem Ei-
genheim – stehen für uns im Mittel-
punkt. 

Beide Ansätze unterscheiden uns 
grundlegend von SPD und Grü-
nen. Die Sozialdemokraten ver-
sprechen, eine hohe Fantasiezahl 
an Wohnungen in NRW – irgend-
wo in NRW – zu bauen. Knapp sind 
aber nicht irgendwelche Woh-
nungen irgendwo, sondern be-
zahlbare Wohnungen mit guter 
Anbindung rund um die Ballungs-
zentren. 

Noch klarer wird der Unterschied 
bei den Grünen, die im Bund ge-
rade die KfW-Förderung gekippt 
haben und so ihrem Ziel, Einfa-
milienhäuser zu verbieten, ein 
Stück näher gekommen sind. 
Beim Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen nennt man das ,sozial 
unverantwortlich’.
 
Wir hingegen haben ein Förder-
programm aufgelegt, das Familien 
beim Erwerb ihres Eigenheims mit 

insgesamt 400 Millionen Euro un-
terstützt. Unser Programm ,Jung 
kauft Alt‘ ist ein erfolgreiches Ins-
trument für generationengerech-
tes Wohnen, das wir jetzt mit un-
serer Initiative ausweiten. Wir 
möchten den Wohnungstausch 
von 1000 Familien mit 1000 älte-
ren Menschen in zunächst zehn 
Modellkommunen testen. Geför-
dert werden etwa Umzugskos-
ten mit 5000 Euro. Mit unserer 
zweiten Initiative setzen wir ins-
besondere im öffentlichen Woh-
nungsbau einen Schwerpunkt bei 
barrierefreien Um- und Neubau-
ten. Die Menschen in NRW werden 
immer älter und wollen natürlich 
selbstbestimmt leben. Dem tragen 
wir Rechnung. 

Auf diesen Säulen steht eine Woh-
nungspolitik, die bedarfs- und ge-
nerationengerecht ist – getrieben 
von den Bedürfnissen der Men-
schen statt von Ideologie.“ 

Wohnen

mailto:bernd.krueckel%40landtag.nrw.de?subject=Feedback%20Newsletter
http://bernd-krueckel.nrw
mailto:thomas.schnelle%40landtag.nrw.de?subject=Feedback%20Newsletter
http://thomas-schnelle.nrw
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Vor OrtBürger entlasten

Auf Antrag von CDU und 
FDP hat der Landtag Nord-
rhein-Westfalens in einer 

Aktuellen Stunde die hohen Be-
lastungen für Unternehmen und 
Verbraucher durch stark gestiege-
ne Energiepreise diskutiert. Dazu 
erklärt der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfrakti-
on, Dr. Christian Untrieser:

„Die Bürgerinnen und Bürger und 
die Unternehmer müssen derzeit 
für Energie tiefer in die Tasche grei-
fen. Vor allem Heizöl und Erdgas 
kosten deutlich mehr, auch Ben-

zin und Diesel und Strom erhöhten 
sich merklich. Die Menschen müs-
sen aber trotzdem heizen, sie brau-
chen trotzdem Strom. Hier muss 
der Staat deshalb jetzt eingreifen 
bei seinen eigenen Möglichkeiten: 
bei Steuern, Abgaben und Umla-
gen. Nordrhein-Westfalen hat hier-
zu einen Entschließungsantrag in 
den Bundesrat eingebracht.

Die wichtigsten drei Forderun-
gen: Die EEG-Umlage muss voll-
ständig abgeschafft werden. Die 
neue Bundesregierung muss dies 
schnell umsetzen. Die Stromsteu-

er muss ebenfalls abgeschafft wer-
den, sie kommt aus einer längst 
vergangenen Zeit und ist eine ana-
chronistische Regelung. Drittens 
muss die Mehrwertsteuer auf Ener-
gie gesenkt werden, denn durch 
die hohen Preise nimmt der Staat 
derzeit geschätzt rund drei Milliar-
den Euro zusätzlich an Steuern ein. 

Dies ist Geld des Verbrauchers, des 
Bürgers und Steuerzahlers, das wir 
ihm zurückgeben müssen, da wer-
den wir genau drauf achten.“ 

Steuern und Umlagen senken

Digitalpolitik

Im Landtag Nordrhein-Westfa-
len wurde der Antrag „Smartes 
Land“ der NRW-Koalition aus 

CDU und FDP beschlossen. Der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion Thorsten 
Schick erklärt dazu: 

„Unsere ländlichen Räume, die 
kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden sind wichtig und haben 
großes Potential – mehr als die 
Hälfte der Menschen leben hier, 
kleine und mittlere Unternehmen 
sowie Weltmarktführer produzie-
ren vor Ort. Diese Menschen ver-
dienen es, dass wir als Politik die 

Digitalisierung auch außerhalb der 
urbanen Zentren vorantreiben. 
Deshalb haben wir seit Regie-
rungsantritt den Breitbandausbau 
massiv verstärkt und einen Mobil-
funkpakt mit ländlichen Regionen 
geschlossen, die bis dato nicht an-
gebunden waren. Die NRW-Koa-
lition von CDU und FDP hat eine 
Vielzahl von Projekten mit digita-
len Konzepten in Nordrhein-West-
falen angestoßen und so zu ei-
ner Steigerung der Lebensqualität 
auch außerhalb der Ballungszen-
tren beigetragen. Ob Modellkom-
munen für die digitale Verwaltung, 
Gründerstipendien oder digitale 

Netzwerke: Wir machen Digitalpo-
litik für ganz Nordrhein-Westfalen.

Dazu gehört, dass wir mit Hilfe di-
gitaler Konzepte eine intelligen-
te Verkehrssteuerung erreichen. 
Hochwasser und Autobahnsper-
rungen haben gezeigt, dass ge-
rade im ländlichen Bereich durch 
digitale Systeme Baustellen und 
bauliche Vorhaben besser koordi-
niert werden können. Dafür eignen 
sich beispielsweise Programme 
wie TIC kommunal und der Mobi-
litätsdatenmarktplatz, die zum Teil 
Schnittstellen auch bei Navigati-
onssystemen schaffen.“ 

 für ganz Nordrhein-Westfalen

Wohnen



4 /  M D L - N E W S L E T T E R  2/2022

Innenminister Herbert Reul hat die 
Ergebnisse des Kompetenzteams 
Katastrophenschutz vorgestellt, 
das nach der Jahrhundertflut im 
Juli 2021 Probleme analysiert und 
Maßnahmenvorschläge erarbei-
tet hat. Mit einem 15-Punkte-Plan 
soll sich Nordrhein-Westfalen für 
künftige Katastrophen noch bes-
ser auf stellen. Dazu erklärt unser 
Experte für Katastrophenschutz, 
Thomas Schnelle: 
 
„Der Innenminister hat dem Kom-
petenzteam mit Expertinnen und 

Experten aus unterschiedlichen 
Bereichen den Auftrag gegeben, 
Defizite im Katastrophenschutz 
schonungslos aufzudecken. Und 
genau das ist passiert: 

Wir müssen besser werden bei der 
Einschätzung und Vorhersage von 
Naturkatastrophen, bei der War-
nung der Bevölkerung und bei der 
zielgerichteten Bereitstellung von 
Hilfe. Wir sind dem Kompetenz-
team sehr dankbar für die schnelle, 
gründliche und detaillierte Analy-
se. 

Thomas Schnelle zum 15-Punkte-Plan 

Katastrophenschutz: “Wir decken  

Lücken schonungslos auf und 

schließen sie schnell!”

15-Punkte-PlanLand
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NRW
Was uns als NRW-Koalition von 
CDU und FDP von der Opposition 
im Landtag deutlich unterschei-
det, ist, dass wir den Blick nach vor-
ne richten und den Prozess einer 
Verbesserung des Katastrophen-
schutzes aktiv und konstruktiv un-
terstützen. Schwarze-Peter-Spiele 
mit Wahlkampfrhetorik verhindern 
keine Überschwemmung und kei-
nen Waldbrand. 

Der 15-Punkte-Plan des Kompe-
tenzteams greift zahlreiche Ideen 
auf, die wir bereits in den parla-
mentarischen Prozess eingebracht 
haben. So haben wir in einem An-
trag die Prüfung gefordert, wie der 
Lokalfunk für zielgerichtete War-
nungen vor Ort mit Durchsagen di-
rekt aus der Leitstelle der Feuerwe-
hr eingesetzt werden kann. 

In unserer jüngsten Initiative ,Up-
date für den Katastrophen schutz 
in NRW‘ haben wir die Bedeu-
tung umfassender Lagebilder in 
Echtzeit für den Ernstfall betont 
und eine Überprüfung sowie zen-
tralisierte Verbesserung der Aus-
stattung für Katastrophenschutz-
einheiten angeregt. Dies sind nur 
Beispiele von Vorschlägen aus 
dem Parlament, die jetzt umge setzt 
werden sollen. 
 
Wir sind es den vielen Opfern der 
Flutkatastrophe und den Men-
schen, die Hab und Gut verloren 
haben, schuldig, diese schreckli-
chen Ereignisse sowie alle Maß-
nahmen lückenlos zu analysieren 
und auf den Prüfstand zu stellen. 
Und wir sind es allen Menschen in 
unserem Land schuldig, daraus zu 

lernen. So geht verantwortungsvo-
lle Katastrophenschutzpolitik: Sie 
lernt und handelt im Sinne der Si-
cherheit unserer Bevölkerung in 
NRW.“ 

aus CDU und FDP mit einem An-
trag im vergangenen Jahr für ein 
zentral koordiniertes Cybersicher-
heitssystem für unsere Kommunen 
stark gemacht.

Daher begrüßen wir es, dass der 
zuständige Minister diesem Ansin-
nen jetzt nachgekommen ist und 
einen Kommunalen Warn- und In-
formationsdienst (KWID) startet, 
der die Städte und Gemeinden in 
Sachen Datensicherheit unterstüt-
zen wird.“ 

Wir decken Lücken schonungslos auf  
und schließen sie schnell.Land

Die Widerstandsfähigkeit gegen 
Cyberkriminalität wird angesichts 
der Digitalisierung weiter Bereiche 
der Verwaltung immer wichtiger. 
Minister Dr. Andreas Pinkwart hat 
jetzt den Launch des Kommuna-
len Warn- und Informationsdiens-
tes angekündigt. Damit wird eine 
Idee der NRW-Koalition umge-
setzt. Florian Braun, der Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion, erklärt 
dazu: 

„Je digitaler unsere Welt wird, des-
to wichtiger wird auch der Schutz 
unserer Systeme vor Cyberkrimina-
lität. Wir wollen das Niveau der IT-
Sicherheit in Nordrhein-Westfalen 
erhöhen. Angriffe nehmen qualita-
tiv und quantitativ zu. Gerade klei-
nere Kommunen brauchen mehr 
Unterstützung, um ihre Informa-
tionssysteme zu schützen. Durch 
die zunehmende Digitalisierung 
der Verwaltung brauchen Sie ein 
Mehr an Schutz, um die Sicherheit 
sensibler Daten auch weiterhin ge-
währleisten zu können. Deshalb 
haben wir uns als NRW-Koalition 

Niveau der 
Cybersicher-
heit erhöhen

Florian Braun zur Einrichtung des 
Kommunalen Warn- und Informa-
tionsdienstes

Impfmonitor

Im Kreis Heinsberg haben 
182.585 Personen ihre  

Erstimpfung erhalten, 
185.489 die Folgeimpfung 

und bereits 141.667 eine  
Auffrischungsimpfung. 

(Stand: 14.02.2022 Quelle: 
coronaimpfung.nrw)
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LandNeue Förderrunde
Inklusionsscheck NRW
Die CDU-Landtagsabgeordneten 
des Kreises Heinsberg, Bernd Krü-
ckel und Thomas Schnelle weisen 
darauf hin, dass seit dem 1. Febru-
ar wieder Anträge auf einen Inklu-
sionsscheck gestellt werden kön-
nen.

Die Landesregierung fördert Akti-
onen von Vereinen und Initiativen 
für Menschen mit und ohne Behin-
derungen mit einer Pauschale von 
2.000 Euro.

„Wir empfehlen allen Interessier-
ten im Kreis Heinsberg frühzei-
tig einen Antrag zu stellen: Insge-
samt 600.000 Euro stellt das Land 
für das Programm zur Verfügung. 
Auch wer zum Beispiel ein inklusi-
ves Straßenfest im Sommer plant, 
sollte sich daher jetzt schon die 
Förderung sichern“, so Bernd Krü-
ckel und Thomas Schnelle.

Der Inklusionsscheck NRW zielt 
auf lokale Maßnahmen für ein bes-
seres Miteinander von Menschen 
mit und ohne Behinderungen. Ge-
fördert werden können zum Bei-
spiel Feste, Schulungen, Ausstel-
lungen und Publikationen aller 
Art. Ein wichtiges Ziel ist die Her-
stellung von Barrierefreiheit. Daher 
wird auch die Anschaffung von 
mobilen Rampen oder der Einsatz 
von Gebärdendolmetschern finan-
ziell unterstützt.

Die Antragstellung läuft über eine 
Internetseite. Informationen zum 
Inklusionsscheck sowie ein Link 
zur Antragstellung sind zu finden 
unter der Adresse: www.mags.
nrw/inklusionsscheck 

Thomas Schnelle und Bernd Krückel mit Ministerpräsident Hendrik Wüst (Mitte).

 • WEGFALL VON ZUGANGSBESCHRÄNKUNGEN IM EINZELHANDEL

 • AUFHEBUNG VON KONTAKTBESCHRÄNKUNGEN FÜR IMMUNISIERTE

 • LOCKERUNG DER ZUGANGSREGELN VON 2G AUF 3G ODER WEGFALL 3G 

 • PUBLIKUMSMESSEN

 • REDUZIERUNG DER MASKENPFLICHT IM FREIEN

Neue Corona- 
schutzverord-
nung in NRW

Die Landesregierung setzte die 
von Bund und Ländern am 16. 
Februar 2022 be schlossene 
Öffnungsperspektive in einer neu-
en Fassung der Coronaschutzver-
ordnung unverzüglich um. Die 
neuen Regelungen traten am 19. 
Februar 2022 in Nordrhein-West-
falen in Kraft.  
Link zum WDR-Fernsehbeitrag

https://www1.wdr.de/nachrichten/datum-steht-fest-erste-lockerungen-in-nrw-treten-am-samstag-in-kraft-100.html
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Land Kreis HSStarke Innenstädte

Das neue Jahr beginnt mit gu-
ten Nachrichten: Die NRW-
Koalition stärkt mit noch 

einmal fast 25 Millionen Euro die 
Innenstädte und Zentren in Nord-
rhein-Westfalen. Das Land unter-
stützt mit dem Geld Kommunen 
dabei, Leerstände zu füllen, ge-
zielter zu verhandeln oder neue In-
nenstadt-Allianzen zu schmieden. 

966.930,00 Euro aus diesen 
Fördergeldern fließen auch 
in die Innenstädte im Kreis 
Heinsberg. Die Projektumset-
zung kann sofort starten. Dazu 
erklären Bernd Krückel und 
Thomas Schnelle, die CDU-
Landtagsabgeordneten des 
Kreises Heinsberg:

„Unsere Innenstädte sind Wirt-
schafts-, Wohn- und Lebens-
raum und sollen es bleiben. 
Die City ist nicht nur Aushän-
geschild einer Gemeinde, son-
dern auch ein Ort der Begeg-
nung für die Menschen. Wir 
müssen die Zentren lebendig 
halten, denn von starken Zen-
tren profitieren alle im Kreis 
Heinsberg. 

Corona hat vor allem den Ein-
zelhandel in unseren Städten stark 
getroffen und die Konkurrenz 
mit den großen Onlineanbietern 
drastisch verschärft. Das Förder-
programm ist deshalb für unsere 
Händlerinnen und Händler, aber 
auch die Bürgerinnen und Bürger 
ein Lichtblick. 

Die bereits dritte Programmphase 
seit 2020 zeigt zudem den Bedarf 

vor Ort. Mit dem Sofortprogramm 
werden nunmehr insgesamt über 
200 Kommunen mit rund 95 Millio-
nen Euro Landesförderung unter-
stützt. Mit dem Fördergeld ist die 
NRW-Koalition den Kommunen 
eine Stütze in der Pandemie und 
greift ihnen vor Ort unter die Arme. 

Vom dritten Programmaufruf des 
Sofortprogramms profitieren nun 
die Städte Erkelenz, Heinsberg 

und Übach-Palenberg, nachdem 
bei den vorherigen Bewilligungen 
bereits weitere Städte im Kreis be-
rücksichtigt wurden.

In Erkelenz wird die Innenstadt mit 
insgesamt 132.750,00 € gestärkt. 
300.000,00 € fließen nach Heins-
berg, damit den coronabedingten 
Folgen im Zentrum entgegenge-
wirkt werden kann. Die Innenstäd-

te von Übach und Palenberg pro-
fitieren von jeweils 304.590,00 € 
und 229.590,00 € für die Zukunft 
der Zentren.

Nutzen können die Städte die Mit-
tel für die Anmietung von Laden-
lokalen, den Zwischenerwerb von 
leerstehenden Immobilien sowie 
Expertisen, Beratungen und Mo-
derationsprozesse im Zusammen-

hang mit der Reaktivierung 
von Einzelhandelsgroßimmo-
bilien oder den Aufbau eines 
Zentrenmanagements. 

Darüber hinaus wurden die 
Fördertatbestände im Ver-
gleich zu früheren Programm-
aufrufen erweitert. Neu ist bei-
spielsweise die Förderung 
von Umbaupauschalen bei 
der Anmietung von Laden-
lokalen oder die Schaffung 
von mehr Innenstadtquali-
tät durch das Aufstellen von 
Stadtbäumen. Anfang 2022 
wird es noch einmal die Mög-
lichkeit geben, weitere An-
träge zur Qualität der Innen-
städte, insbesondere zur 
Begrünung, zu stellen.

Wir sind sicher: Unsere Innen-
städte haben eine lebendige Zu-
kunft vor sich – aber unsere Ent-
scheiderinnen und Entscheider 
vor Ort brauchen jetzt die Hand-
lungsfreiheit, um auf Entwick-
lungen zu reagieren und Neues 
zu wagen. Wir sind froh, dass die 
NRW-Koalition wieder einmal die 
kommunale Familie mit ihren ak-
tuellen Herausforderungen und 
auch Sorgen fest im Blick hat.“ 

Nahezu 1 Mio. Euro für die Stadtzentren
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LandNRW wird sicherer
Es macht einen Unterschied,  
wer regiert!

Zum sechsten Mal in Folge ist 
die Kriminalität in Nordrhein-
Westfalen gesunken. Mit ins-

gesamt minus 1,2 Prozent sind 
die Fallzahlen so niedrig wie zu-
letzt im Jahr 1985. Im Vergleich zu 
2016 haben wir mehr als eine vier-
tel Million Straftaten weniger. Das 
Minus an Straftaten bedeutet ein 
Plus an Sicherheit.

Mehrere Deliktsbereiche haben 
Tiefststände erreicht:

• Die Fallzahlen des Wohnungs-
einbruchdiebstahls sind wei-
ter gesunken – um 25 Pro-
zent im Vergleich zu 2020. Mit 
18.576 Fällen ist das der nied-
rigste Wert seit mehr als 40 
Jahren. Zum Vergleich: Noch 
2015 hatte es 62.362 Einbrü-
che gegeben – demgegen-
über bedeuten die Zahlen von 
2021 einen Rückgang von 
mehr als 70 Prozent.

• Mit 308 Mord- und Totschlags-
fällen ist ein Zehn-Jahres-Tief 

erreicht und im Vergleich zu 
2020 ein Minus von 17,2 Pro-
zent.

• 2021 wurden 273.267 Fälle 
von Straßenkriminalität regist-
riert, ein Minus von sechs Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr. 
Weniger Straßenkriminalität 
gab es seit 1990 nicht.

• In 2021 wurden 8.242 Fälle im 
Deliktsbereich Raub erfasst. 
Das ist die niedrigste Fallzahl 
seit 1988.

Zuwächse wurden in den Berei-
chen Kinderpornographie (plus 
137,2 Prozent), sexueller Miss-
brauch von Kindern (plus 23,2 Pro-

zent) und Cybercrime (plus 24,0 
Prozent) verzeichnet.

Nordrhein-Westfalen ist somit so 
sicher wie vor 40 Jahren. Die be-
kanntgewordenen Straftaten sind 
auf dem Niveau von 1985, die Ein-
bruchsdelikte auf einem 40-Jah-
res-Tief und die Straßenkriminali-
tät auf dem Niveau von 1990. Mehr 
als eine Viertelmillionen bekannt-
gewordene Straftaten seit 2016 
weniger sprechen für die hervor-
ragende Arbeit unserer nordrhein-
westfälischen Polizei, den Kurs-
wechsel der NRW-Koalition und 
die klare Schwerpunktsetzung auf 
den Bereich der Innenpolitik.

Die Polizeiliche Kriminalstatistik 
für 2021 wurde von Innenmi-
nister Herbert Reul veröffent-
licht und zeigt: Unser Land ist 
so sicher wie seit 40 Jahren 
nicht mehr! Warum gerade die 
Straßenkriminalität in NRW so 
stark zurückgegangen ist und 
worüber die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik keinen Aufschluss 
gibt, lesen Sie hier. 

Erfolgreiche Festnahme. (Symbolbild der CDU)
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Land Kreis HS
Auch im Kreis Heinsberg ist die 
hohe Sicherheit spürbar gewor-
den: 13.310 Delikte verzeichnete 
die Polizei vergangenes Jahr, das 
sind fast 1.000 weniger als noch 
2020. Enorm zurückgegangen 
sind die Wohnungseinbrüche, von 
denen im Jahr 2021 nur noch 213 
gemeldet wurden, während wir im 
Vorjahr noch 361 zu verzeichnen 
hatten. Auch die Aufklärungsquo-
te konnte die Kreispolizeibehörde 
Heinsberg steigern.

So gute Arbeit kann unsere Polizei 
nur leisten, wenn sie den Rückhalt 
der Politik hat. Genau das ist seit 
2017 in Nordrhein-Westfalen der 
Fall. 29 Wahlversprechen hat die 
NRW-Koalition alleine im Bereich 
der Innenpolitik seit 2017 einge-
löst bzw. sogar übertroffen:

• Erhöhung der Einstellungs-
zahlen von 2000 auf aktuell 
2660, 

• 2000 neue Stellen für Polizei-
verwaltungsassistenten zur 
Entlastung unserer Polizisten, 

• bessere Ausstattung, 
• digitales Arbeiten im Streifen-

wagen, 
• ein gemeinsames digitales 

Büro für die Kriminalpolizei, 
• größere Streifenwagen, 
• mehr Befugnisse, 
• Stärkung der kommunalen 

Ordnungsdienste und 
• Abschaffung der Kennzeich-

nungspflicht 

zeigen, dass unsere Uniformträger 
in NRW Wertschätzung und vor al-
lem politischen Rückhalt genie-
ßen. Wir stehen an der Seite derer, 
die sich täglich mit ihrer Gesund-
heit und ihrem Leben für unsere 
Verfassung, unsere Freiheit und 
unsere Sicherheit einsetzen.

„Die Polizeiliche Kriminalstatis-
tik (PKS) gibt uns auch Aufschluss 
über notwendige Maßnahmen bei 
uns im Kreis Heinsberg. Eine ver-
breitete Straftat bei uns im grenz-
nahen Raum ist die Geldauto-
matensprengung. Die PKS 2021 
zeigt zwar auch hier einen leich-
ten Rückgang, allerdings sehen 
wir im laufenden Jahr mit bisher 
38 Fällen bereits einen enormen 
Zuwachs in den ersten zwei Mo-
naten. Hier müssen wir handeln, 
auch wenn diese Straftaten enorm 
schwierig zu vereiteln und zu ver-
folgen sind“, so Bernd Krückel.

Thomas Schnelle dazu: „Bei al-
lem begründetem Stolz über diese 
neue Sicherheit in unserem Land: 
Als ehemaliger Kriminalbeamter 
weiß ich, dass die Daten der PKS 
auch zu Fehlschlüssen führen kön-
nen. Die stark gestiegenen Zahlen 
im Bereich Kindesmissbrauch lie-
gen beispielsweise nicht etwa an 
einer stark gestiegenen Kriminali-

tät, sondern daran, dass die Lan-
desregierung seit Beginn der Le-
gislaturperiode bemerkenswerte 
Arbeit geleistet hat, um das Dun-
kelfeld auszuleuchten.

Ähnlich verhält sich das bei an-
deren Kriminalitätsbereichen. Die 
Null-Toleranz-Strategie und das ri-
gorose Vorgehen von NRW-In-
nenminister Herbert Reul gegen 
Clankriminalität führt zur Aufde-
ckung von Verbrechen, die bisher 
schlicht nicht in die Statistik ge-
langten, da sich die Rot-Grüne Vor-
gängerregierung nicht darum ge-
kümmert hat.

Ebenso wissen wir, dass der Rück-
gang der Straßenkriminalität auf 
die Maßnahmen während der Co-
rona-Pandemie zurückzuführen 
ist. Alles in allem bildet die PKS 
dennoch eine deutliche Wahrheit 
ab: NRW ist sicherer geworden, 
und mit uns wird es das auch blei-
ben.“ 

Polizeibeamte auf Streife. (Symbolbild der CDU)
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Bundesversammlung

Die Wahl des Bundespräsi-
denten in der 17. Bundes-
versammlung fand Coro-

na-bedingt unter schwierigen 
Bedingungen statt. Um die Schutz-
vorschriften, insbesondere die 
Abstände, einhalten zu können, 
konnte die Bundesversammlung 
nicht im Reichstag stattfinden. Im 
angrenzenden Paul-Löbe-Haus 
fanden die Delegierten in insge-
samt 17 Sitzungsräumen Platz.

Ohne eine Vorstellung der Kandi-
daten Steinmeier, Trabert, Gebau-
er und Otte eröffnete Bundestags-
präsidentin Bärbel Bas den ersten 
Wahlgang. Die 1.472 Delegierten 
wurden namentlich aufgerufen 

und gaben ihre Stimme in Wahlka-
binen ab. Mit 1.045 Stimmen ent-
fiel auf Amtsinhaber Frank-Walter 
Steinmeier die deutliche Mehrheit. 
Der Linke Gerard Trabert kam bei 
der Wahl auf 96 Stimmen, Stefanie 
Gebauer von den Freien Wählern 
58 Stimmen und der von der AfD 
nominierte Max Otte auf 140 Stim-
men – womit er weniger Stimmen 
erhielt als Wahlleute der AfD dele-
giert waren.

In einer bemerkenswerten An-
trittsrede ging der Bundespräsi-
dent mit dem russischen Präsiden-
ten Putin hart ins Gericht: „Wir sind 
inmitten der Gefahr eines militäri-
schen Konflikts – eines Krieges in 

Europa und dafür trägt Russland 
die Verantwortung.“

Von vielen Delegierten der CDU 
war zu hören, dass man sich so 
deutliche Worte vom Bundeskanz-
ler oder der Außenministerin wün-
schen würde.

Die drei Heinsberger CDU-Wahl-
kreisabgeordneten Wilfried Oel-
lers, Bernd Krückel und Thomas 
Schnelle nutzten die Bundes-
versammlung für zahlreiche Ge-
spräch, so zum Beispiel mit dem 
neuen CDU-Vorsitzenden Fried-
rich Merz oder dem Nordrhein-
Westfälischen Ministerpräsiden-
ten Hendrik Wüst (siehe Titel). 

Heinsberger Delegierte  
 wählen den Bundespräsidenten

Berlin

Wilfried Oellers, Friedrich Merz, Bernd Krückel und Thomas Schnelle bei der Bundesversammlung.


